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FAQ-Katalog vom 24.04.2020 

Angesichts der fortdauernden Corona-Pande-

mie und der damit einhergehenden massiven 

Schäden für die Wirtschaft hat das Bundes-

ministerium der Finanzen (BMF) am 

24.04.2020 einen FAQ-Katalog veröffentlicht, 

der das BMF-Schreiben vom 19.03.2020 (vgl. 

die Kleeberg Kurzinformationen „Steuerliche 

Erleichterungen für Unternehmen in der 

Corona-Krise – Update“ vom 25.03.2020)  

näher präzisiert.  

Im Einzelnen:  

Verfahrensrechtliche Erleichterungen 

Bereits das BMF-Schreiben und der gleich-

lautende Erlass der Länder jeweils vom 

19.03.2020 sahen für nachweislich unmittel-

bar und nicht unerheblich durch die Corona-

Krise betroffene Steuerpflichtige Möglichkei-

ten der zinslosen Stundung von bereits fälli-

gen oder bis zum 31.12.2020 fällig werden-

den Steuern (Einkommensteuer, Körper-

schaftsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszu-

schlag und Umsatzsteuer) ohne Gestellung 

von Sicherheiten, Anpassungen der Vo-

rauszahlungen zur Einkommen-, Körper-

schaft- und zur Gewerbesteuer und das Ab-

sehen von Vollstreckungsmaßnahmen bei 

allen rückständigen bzw. fälligen Steuerforde-

rungen bis zum 31.12.2020 vor. Die Herab-

setzung der Vorauszahlungen kann in Ab-

hängigkeit vom erwarteten zu versteuern-

den Einkommen 2020 dazu führen, dass für 

den Veranlagungszeitraum 2020 bereits ge-

leistete Vorauszahlungen (Einkommen-    

oder Körperschaftsteuer zum 10.03.2020     

oder Gewerbesteuer zum 15.02.2020) erstat-

tet werden. Zur Umsatzsteuer-Sondervoraus-

zahlung, siehe unten gesonderte Hinweise 

zur Umsatzsteuer.  

Zur Herabsetzung von Vorauszahlungen und 

zur Stundung von fällig werdenden Steuern 

genügt ein formloses Schreiben an das zu-

ständige Finanzamt. Stundungsanträge müs-

sen spezifisch sein, d.h. die zu stundenden 

Ansprüche müssen konkret benannt werden. 

Stundungen werden grundsätzlich ohne An-

gabe einer beantragten Stundungsdauer zu-

nächst für einen Zeitraum von drei Monaten 

gewährt. Über diesen Zeitraum hinaus wird 

nach den individuellen Bedürfnissen und der 

jeweiligen Situation des Steuerpflichtigen 

über eine Stundung entschieden, die von den 

Steuerpflichtigen idealerweise bereits bei An-

tragstellung dargelegt werden, zusammen mit 

Angaben zu möglichen Zahlungsmodalitäten 

(z.B. Ratenzahlung).  

Zur Beschleunigung des Verfahrens und Un-

terstützung der Finanzbehörden empfiehlt es 

sich, den Antrag elektronisch über das on-

line-Finanzamt Mein ELSTER einzureichen. 

Daneben können auch die auf den jeweiligen 

Internetseiten der Finanzministerien der 

Länder abrufbaren Antragshilfen genutzt 

werden, deren Verwendung die Antragsbear-

beitung nach Darstellung des BMF ebenso 

vereinfachen und beschleunigen soll. In je-

dem Fall ist schlüssig darzulegen, mit wel-

chen Einbußen (Minderung der Einkünfte/des 

Gewinns) aufgrund der Corona-Krise gerech-

net wird: Nach dem BMF genügen „plausible 

Angaben des Steuerpflichtigen, dass die 

Corona-Krise schwerwiegende negative Aus-

wirkungen auf seine wirtschaftliche Situation 

hat“. Dies impliziert, dass bei der Nachprü-

fung der Voraussetzungen keine allzu hohen 

Anforderungen gestellt werden und ein wert-

mäßiger Nachweis im Einzelnen nicht erfor-

derlich ist. Hier bleibt es bei unserem Praxis-

tipp, möglichst präzise die durch die Corona-
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Krise bedingte negative Unternehmensent-

wicklung richtig und vollständig darzustellen, 

auch um steuerstrafrechtliche Sanktionen der 

Steuerverkürzung und Steuerhinterziehung 

zu vermeiden. 

In Ergänzung der verfahrensrechtlichen Er-

leichterungen wurde die allgemeine gesetzli-

che Abgabefrist für Steuererklärungen für 

den Veranlagungszeitraum 2019 verlän-

gert. Für nicht beratene Steuerpflichtige en-

det die allgemeine gesetzliche Abgabefrist 

am 31.07.2020 und für nicht beratene Land-

und Forstwirte mit vom Kalenderjahr abwei-

chendem Wirtschaftsjahr am 31.01.2021. 

Ausdrücklich weist das BMF darauf hin, dass 

Steuerpflichtige die aufgrund der Corona-

Krise nicht in der Lage sein sollten, diese 

Frist einzuhalten, eine Fristverlängerung 

beim zuständigen Finanzamt beantragen mö-

gen; offensichtlich kommen die Finanzämter 

im Einzelfall hier den Steuerpflichtigen noch 

weiter entgegen. Für beratene Steuerpflich-

tige endet die Abgabefrist mit Ablauf des Mo-

nats Februar 2021 und entsprechend für 

Land-und Forstwirte mit abweichendem Wirt-

schaftsjahr bis Ablauf des Monats Juli 2021. 

Beruht die Nichteinhaltung einer gesetzlichen 

Frist auf den Folgen der Corona-Krise, soll im 

konkreten Einzelfall grundsätzlich eine Wie-

dereinsetzung in den vorigen Stand ge-

währt werden; von der Festsetzung von Ver-

spätungszuschlägen wird abgesehen. 

Das BMF führt weiter aus, dass Steuern 

nicht „aufgrund der Corona-Krise“ erlas-

sen werden; Erlassanträge werden weiterhin 

nach den allgemeinen Grundsätzen behan-

delt. 

Besonderer pauschaler Verlustrück-

trag 

Nach einem gesonderten BMF-Schreiben 

vom 24.04.2020 kann als “Corona-Sofort-

maßnahme“ eine pauschalierte Herabset-

zung bereits geleisteter Vorauszahlungen für 

den Veranlagungszeitraum 2019 beantragt 

werden. Die rückwirkende Herabsetzung er-

folgt vereinfacht im Wege eines pauschal er-

mittelten Verlustrücktrags aus dem Veranla-

gungszeitraum 2020. 

Der pauschale Verlustrücktrag wird unter fol-

genden Voraussetzungen gewährt: 

 schriftlicher oder elektronischer (z.B. mit-

tels ELSTER) Antrag bei dem für die 

Festsetzung der Einkommensteuer bzw. 

Körperschaftsteuer zuständigen Finanz-

amt; 

 antragsberechtigt sind einkommensteuer- 

oder körperschaftsteuerpflichtige Perso-

nen, die im Laufe des Veranlagungszeit-

raums 2020 Gewinneinkünfte oder Ein-

künfte aus Vermietung und Verpach-

tung – gegebenenfalls auch neben weite-

ren Einkünften – erzielen;  

 die Antragsteller müssen weiterhin „nega-

tiv betroffen“ sein. Davon ist auszuge-

hen, wenn die Vorauszahlungen für den 

Veranlagungszeitraum 2020 auf EUR 0 

herabgesetzt wurden und der Steuer-

pflichtige versichert, dass er für den 

Veranlagungszeitraum 2020 aufgrund 

der Corona-Krise eine nicht unerhebli-

che negative Summe der Einkünfte er-

wartet. 

Der pauschal ermittelte Verlustrücktrag aus 

dem Veranlagungszeitraum 2020 beträgt 

15 % des Saldos der maßgeblichen Ge-

winneinkünfte und/oder der Einkünfte aus 

Vermietung und Verpachtung, welche der 

Festsetzung der Vorauszahlungen für 2019 

zugrunde gelegt wurden. Er ist bis zu einem 

Betrag von EUR 1 Mio. bzw. bei Zusammen-

veranlagung von EUR 2 Mio. abzuziehen.  

Ob ein Verlust für den Veranlagungszeitraum 

2020 tatsächlich entsteht, wird erst festste-

hen, wenn die Veranlagung abgeschlossen 

ist. Für den Veranlagungszeitraum 2019 

ergibt sich durch die bereits erfolgte pau-

schale Erstattung der Vorauszahlungen eine 

Nachzahlung, da der Verlustrücktrag aus 

dem Jahr 2020 noch nicht berücksichtigt ist. 

Die Nachzahlung wird auf Antrag bis spätes-

tens einen Monat nach Bekanntgabe des 

Steuerbescheids für den Veranlagungszeit-

raum 2020 unter dem Vorbehalt der Zinsfest-

setzung und unter dem Vorbehalt des Wider-

rufs zinslos gestundet; denn erst mit Be-

kanntgabe des Steuerbescheids für den Ver-

anlagungszeitraums 2020 steht fest, ob und 

in welcher Höhe ein Verlustrücktrag in den 

Veranlagungszeitraum 2019 möglich ist.  

Ergibt sich dann tatsächlich ein Verlustrück-

trag, entfällt insoweit die bisher festgesetzte 

und gestundete Nachzahlung für den Veran-

lagungszeitraum 2019; ergibt sich kein Ver-

lustrücktrag, wird die gestundete Nachzah-



Corona Krise |Steuerliche Erleichterungen für Unternehmen 

 

  
 

lung innerhalb eines Monats nach Bekannt-

gabe des Steuerbescheids fällig gestellt. Die 

Stundung der Nachzahlung für den Veranla-

gungszeitraum 2019 wird nur gewährt, wenn 

der Steuerpflichtige zum Zeitpunkt der Ab-

gabe der Steuererklärung für den Veranla-

gungszeitraum 2019 weiterhin von einer nicht 

unerheblichen negativen Summe der Ein-

künfte für den Veranlagungszeitraum 2020 

ausgehen kann. Hier lässt das BMF offen, 

welcher Betrag als „nicht unerheblich“ erach-

tet wird.  

Umsatzsteuer 

Im Bereich der Umsatzsteuer gewähren zwi-

schenzeitlich alle Bundesländer den beson-

ders von der Corona-Pandemie betroffenen 

Unternehmen die Möglichkeit, die (bereits 

geleistete) Sondervorauszahlung zur Um-

satzsteuer für das Jahr 2020 auf Antrag 

teilweise oder vollständig herabzusetzen 

und bereits geleistete Umsatzsteuer-Sonder-

vorauszahlungen zurückzahlen zu lassen. Die 

gewährte Dauerfristverlängerung bleibt dabei 

grundsätzlich bestehen. Einige Finanzbehör-

den der Länder sind derzeit zudem sehr groß-

zügig im Hinblick auf die Behandlung von 

Anträgen auf Fristverlängerung. In Bayern 

und Hessen wird aktuell auf Antrag eine Ver-

längerung von Abgabefristen für Umsatz-

steuer-Voranmeldungen um bis zu zwei Mo-

nate gewährt.  

Des Weiteren beabsichtigt die Bundesregie-

rung, Erleichterungen für die in besonderem 

Maße von der Corona-Pandemie betroffenen 

Gastronomiebranche zu schaffen. Danach soll 

Gastronomiebetrieben mit einer temporä-

ren Senkung des Umsatzsteuersatzes ge-

holfen werden. Bisher kommt für Speisen, die 

in einem Restaurant, einem Café oder einer 

Bar verzehrt werden, ein Umsatzsteuersatz 

von 19 % zur Anwendung. Für Speisen, die 

der Gast mitnimmt oder nach Hause bestellt, 

fallen in der Regel nur 7 % Umsatzsteuer an. 

Der ermäßigte Steuersatz in Höhe von 7 %, 

soll nun befristet vom 01.07.2020 bis zum 

30.06.2021 auch für den Verzehr von Speisen 

in Bars, Cafés oder Restaurants gelten. Laut 

Ankündigung des BMF-Schreibens vom 

24.04.2020 wird ein entsprechender Geset-

zesentwurf auf den Weg gebracht.  

Zur Förderung der Eindämmung der Corona-

Pandemie wird von der Besteuerung unent-

geltlicher Wertabgaben im Billigkeitswege 

bis zum 31.12.2020 abgesehen, wenn Un-

ternehmen medizinische Bedarfsgegen-

stände (z.B. Schutzkleidung, Schutzmasken, 

Arzneimittel, Desinfektionsmittel, Beatmungs-

geräte u.ä.) oder Personal für medizinische 

Zwecke unentgeltlich insbesondere Einrich-

tungen wie Krankenhäuser, Kliniken, Arztpra-

xen, Rettungsdiensten, Pflege- und Sozial-

diensten, Alten- und Pflegeheimen sowie wei-

teren öffentlichen Institutionen wie Polizei 

und Feuerwehr zur Verfügung stellen („Ein-

richtungen, die einen unverzichtbaren Einsatz 

zur Bewältigung der Corona-Krise leisten“). 

Lohnsteuer 

Der FAQ-Katalog des BMF enthält weiterhin 

einige Erleichterungen im Hinblick auf die 

Lohnsteuer.  

Während die Stundung der Lohnsteuer (mit 

Ausnahme der pauschalierten Lohnsteuer) 

nach der Abgabenordnung ausgeschlossen 

ist, kann die Abgabe monatlicher oder viertel-

jährlicher Lohnsteuer-Anmeldungen maximal 

um zwei Monate verlängert werden, soweit 

der Arbeitgeber selbst oder der von ihm mit 

der Lohnbuchhaltung und Lohnsteuer-Anmel-

dung Beauftragte nachweislich unverschuldet 

an der pünktlichen Übermittlung der Lohn-

steuer-Anmeldung gehindert ist. 

Internationale Bezüge 

Durch die Ausgangsbeschränkungen werden 

auch viele Grenzpendler gehindert, ihre Tä-

tigkeitsorte im Ausland aufzusuchen. Um ei-

nen Wechsel des Besteuerungsrechts zu ver-

hindern – etwa aufgrund des Überschreitens 

einer bestimmten Anzahl an Tagen (183-

Tage-Regel), an denen der eigentliche Tätig-

keitsstaat nicht aufgesucht wird – haben be-

reits einige Doppelbesteuerungsabkommen 

(zum Beispiel mit Frankreich oder der 

Schweiz) Regelungen zu „Home-Office“ Ta-

gen, die nichts an der vorgesehenen Auftei-

lung der Besteuerungsrechte ändern. Anders 

liegt der Fall z.B. im Hinblick auf Doppelbe-

steuerungsabkommen mit Luxemburg, den 

Niederlanden und Österreich. Hier ist nach 

dem BMF bereits eine Einigung mit diesen 

Staaten erzielt worden, damit der Wechsel 

des Besteuerungsrechts nicht aufgrund einer 

durch die Corona-Krise bedingten höheren 

Anzahl von „Home-Office“ Tagen ausgelöst 

wird.  
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Ferner besteht die Gefahr, dass durch zeitli-

che Unterbrechungen von Bau- und Monta-

gestätten Fristigkeiten für die Begründung 

von Betriebstätten nach § 12 AO und Doppel-

besteuerungsabkommen überschritten wer-

den und Betriebstätten im Inland begründet 

werden. Um dem entgegenzuwirken, werden 

unter bestimmten Bedingungen Unterbre-

chungszeiten der Bau- und Montagearbeiten 

für die Berechnung der innerstaatlichen und 

abkommensrechtlichen Betriebstättenbe-

gründungsfristen für Bau- und Montagearbei-

ten nicht mitgezählt (Hemmung der Fristen).  

Gemeinnützigkeit 

Zur Unterstützung des Gemeinnützigkeits-

sektors und zur Förderung des gesellschaftli-

chen Engagements werden insbesondere fol-

gende Erleichterungen gewährt:   

Für den Sonderausgabenabzug von Spen-

den genügt als Beleg etwa ein Kontoauszug 

oder ein PC-Ausdruck beim Online-Banking 

über die Einzahlung auf ein Spenden-Son-

derkonto.  

Für Sachspenden besteht der für den Be-

triebsausgabenabzug notwendige wirt-

schaftliche Vorteil für das Unternehmen (so-

genanntes „Sponsoring“) bereits dann, wenn 

durch mediale Berichterstattung auf die 

Spenden aufmerksam gemacht wird; Sachzu-

wenden sind auch dann als Betriebsausga-

ben abzugsfähig, wenn sie an durch die 

Corona-Krise unmittelbar und nicht unerheb-

lich geschädigte Geschäftspartner oder mit 

der Bewältigung der Corona-Krise befasste 

Unternehmen und Einrichtungen, wie z.B. 

Krankenhäuser, geleistet werden. 

Weitere Erleichterungen bestehen für ge-

meinnützige Körperschaften, die einer geson-

derten Information vorbehalten sind. 

Selbstverständlich unterstützen wir Sie sehr 

gerne in diesen Zusammenhängen und berei-

ten entsprechende Anträge für Sie vor. Spre-

chen Sie uns jederzeit gerne an. 
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